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Inh alt: Verordnung über die einheitliche Auflöſung zwiſchenſtaatlicher gebundener Vermögen, S. 571. — Verordnung über 
— ) * anderweite Feſtſetzung der Schreibgebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Notare, 


S. 573. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe 
Urkunden uſw., S 573. 


(Nr. 12864.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung zwiſchenſtaatlicher gebundener Vermögen. Vom 
N 30. Juni 1924. 


De Auflöſung des von Alvenslebenſchen Familienfideikommiſſes Neugattersleben, des Graf von der 
Aſſeburgſchen Familienfideikommiſſes Falkenſtein⸗Meisdorf und des Freiherr von Bodenhauſenſchen Familien⸗ 
fideikommiſſes Burgkemnitz erfolgt nach Maßgabe der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaat 
Preußen und dem Freiſtaat Anhalt wegen einheitlicher Auflöſung zwiſchenſtaatlicher gebundener Vermögen 
vom 30. Mai 1924. 

Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Sofern ſchon vor dieſem Zeitpunkt von den 
preußiſchen Auflöſungsbehörden ein Verfahren zur Herbeiführung der freiwilligen Auflöſung eines der ge⸗ 
nannten Familienfideikommiſſe eingeleitet iſt, hat die Verordnung hinſichtlich dieſes Verfahrens rückwirkende 
Kraft. 

f Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Verordnung zu 
erlaſſen. 


Berlin, den 30. Juni 1924. 


re Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Miniſterpräſidenten: 
am Zehnhoff. 


Vereinbarung 


zwiſchen dem Freiſtaat Preußen und dem Freiſtaat Anhalt wegen einheitlicher Auflöſung 
zwiſchenſtaatlicher gebundener Vermögen. 


Um die gebotene einheitliche Auflöſung des von Alveuslebenſchen Familienfideikommiſſes Neugatters⸗ 
leben, des Graf von der Aſſeburgſchen Familienfideikommiſſes Falkenſtein⸗Meisdorf und des Freiherr von 
Bodenhauſenſchen Familienfideikommiſſes Burgkemnitz, deren Beſtandteile ſich zum Teil in Preußen und zum 
Teil in Anhalt befinden, zu ermöglichen, haben die Preußiſche und Anhaltiſche Regierung folgendes vereinbart: 


§ 1. 
Die Auflöſung der genannten gebundenen Vermögen, alſo auch der in Anhalt befindlichen Teile dieſer 
Vermögen, ſoll einheitlich erfolgen auf Grund der preußiſchen Verordnung über Familiengüter vom 10. März 1919 
Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1286412865.) : 
Ausgegeben zu Berlin, den 8. Juli 1924. 87 
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im der Faſſung vom 30. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1931 ©. 77) ſowie der dazu ergangenen preußiſchen 


enen und ſonſtigen weiteren Vorſchriften, ſoweit nicht im nachſtehenden etwas anderes 
eſtimmt iſt. Er 


82. 
Für das Auflöſungsverfahren find die für die preußifchen Teile der Familiengüter zuſtändigen preußiſchen 
Auflöſungsbehörden zuſtändig. Die ihnen zuſtehenden Rechte und Pflichten erſtrecken ſich unbeſchadet der 
nachſtehenden Sonderbeſtimmungen auch auf die in Anhalt befindlichen Teile der Familiengüter. 


83. 


Die Entwürfe der die Auflöſung regelnden Familienſchlüſſe find dem Anhaltiſchen Staatsminiſterium 
mitzuteilen. Soweit über die Auflöſung der preußiſchen Teile eines Familienguts bereits ein Familienſchluß 
von dem zuſtändigen Preußiſchen Auflöſungsamt aufgenommen iſt, kann dieſer durch Beſchluß des Auflöſungs⸗ 
amts mit Zuſtimmung der von der Anhaltiſchen Regierung zu beſtimmenden Auflöſungsbehörde auch für die 
in Anhalt belegenen Familiengutsteile für wirkſam erklärt werden, ſofern der Familiengutsbeſitzer und nächſte 
Folgeberechtigte dies beantragen. 


Die Auflöſung der Familiengüter bedarf der Genehmigung der Preußiſchen Miniſter der Juſtiz und 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ſowie des Anhaltiſchen Staatsminiſteriums. 


ga. 


Die in Anhalt befindlichen, mit dem preußiſchen Grundbeſitz der Familiengüter in wirtſchaftlichem Zu. 
ſammenhang ſtehenden Grundſtücke können in ein etwa aus dem preußiſchen Grundbeſitz zu bildendes Wald⸗ 
oder Landgut (§§ 12 ff. der Preußiſchen Zwangsauflöſungsverordnung vom 19. November 1920 — 
Preuß. Geſetzſamml. S. 463 —) oder Schutzforſt (Preußiſche Waldverfügung vom 31. Dezember 1920 
— Juſt. Min. Bl. 1921 S. 30 —) einbezogen werden, bedürfen in dieſem Fall jedoch nicht der Übernahme 
auf ein preußiſches Grundbuchblatt. Die anhaltiſche Aufſicht über den in Anhalt belegenen Wald wird da- 
durch nicht berührt; ſoweit nach den preußiſchen Beſtimmungen Aufſichtsrechte der Forſtaufſichtsbehörde be- 
gründet ſind, bedarf ihre Ausübung hinſichtlich des in Anhalt belegenen Waldes der Zuſtimmung der vom 
Anhaltiſchen Staatsminiſterium zu beſtimmenden Forſtaufſichtsbehörde. Zur Verfügung über die in Anhalt 
belegenen Grundſtücke bedarf es auch der Genehmigung der vom Anhaltiſchen Staatsminiſterium zu be— 
ſtimmenden Behörde; dieſe hat die erforderlichen Erſuchen an das Grundbuchamt zu richten. 


85. 

Die zur Vollziehung der rechtskräftig beſtätigten Familienſchlüſſe erforderlichen Eintragungen in die 
öffentlichen Bücher und Regiſter erfolgen, auch ſoweit es ſich um die anhaltiſchen Teile der Familiengüter 
handelt, auf Erſuchen der preußiſchen Auflöſungsbehörde, ſoweit nicht nachſtehend etwas anderes beſtimmt iſt. 
Erſuchen dieſer Art an anhaltiſche Behörden bedürfen aber der von der preußiſchen Auflöſungsbehörde 
unmittelbar einzuholenden Zuſtimmung der von der Anhaltiſchen Regierung zu beſtimmenden Auflöſungs⸗ 
behörde. Im übrigen gelten, auch ſoweit die Erſuchen an anhaltiſche Behörden gerichtet ſind, die preußiſchen 
Beſtimmungen, insbeſondere die Allgemeine Verfügung des Preußiſchen Juſtizminiſters, betreffend die Erſuchen 
der Auflöfungsämter um Eintragungen in das Grundbuch, vom 20. September 1921 (Juſt. Min. Bl. S. 498). 


Die Umſchreibung von Grundſtücken oder Rechten, die in anhaltiſchen Grundbüchern eingetragen ſind, 
auf den Namen desjenigen, in deſſen Hand dieſe Vermögensbeſtandteile nach Maßgabe der rechtskräftig 
beſtätigten Familienſchlüſſe frei geworden find, erfolgt nur auf unmittelbaren Antrag des Berechtigten auf 
Grund eines von ihm vorzulegenden Zeugniſſes der zuſtändigen anhaltiſchen Auflöſungsbehörde über ſeine 
Berechtigung. 
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Beſtehen in den Fällen des Abſ. 1 und 2 zwiſchen den zuſtändigen preußiſchen und anhaltiſchen Auf 
löſungsbehörden Meinungsverſchiedenheiten, fo entſcheidet das Preußiſche Landesamt für Familiengüter unter 
Zuziehung von zwei von der Anhaltiſchen Regierung zu beſtellenden Mitgliedern. 


Berlin, den 30. Mai 1924. 

Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staatsminiſterium unter dem 23. Mai 1924 

: : erteilten Vollmacht. 

Dr. jur. Ernſt Kübler 
Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat, Miniſterialdirektor a. D., 
Präſident des Landesamts für Familiengüter. 

Im Namen der Anhaltiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Anhaltiſchen Staatsminiſterium unter dem 29. April 1924 

erteilten Vollmacht. 

Rudolf Müller 


Miniſterialrat, Geheimer Regierungsrat. 


(Rr. 12865.) Verordnung über anderweite Feſtſetzung der Schreibgebühren des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes und der Gebührenordnung für Notare. Vom 28. Juni 1924. 


Auf Grund der Ermächtigungen im § 110 Abf. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 
(Geſetzſamml. S. 363) und im § 20 Abſ. 2 der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 (Geſetz— 
ſamml. S. 404) wird die daſelbſt vorgeſehene Schreibgebühr auf 0,20 Goldmark für die Seite feſtgeſetzt. 


Dieſe Verordnung tritt am 10. Juli 1924 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt § 1 der Ver⸗ 


ordnung vom 18. Dezember 1923 (Geſetzſamml. S. 560 Nr. 12730) außer Kraft. 


Berlin, den 28. Juni 1924. 
Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. September 1923 über die Genehmigung 
des Nachtrags zu den Verordnungen, betreffend das ritterſchaftliche Kredit-Inſtitut des Fürſtentums 
Lüneburg, über Beleihung nach Roggenwert durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 22 

S. 118, ausgegeben am 31. Mai 1924; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Mai 1924 über die Genehmigung der Ande— 
rung der Satzung des Landſchaftlichen Kredit⸗Verbandes für die Provinz Schleswig-Solftein durch 
das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 23 S. 247, ausgegeben am 31. Mai 1924; 


r 
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3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Mai 1924 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Kleinbahnaktiengeſellſchaft Genthin -Zieſar in Genthin für den Bau und 
Betrieb einer Erweiterungsſtrecke von Güſen nach Jerichow durch das Amtsblatt der Regierung in 
Magdeburg Nr. 24 S. 199, ausgegeben am 14. Juni 1924; 8 N 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Mai 1924 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Köln für die Erweiterung des Meſſegeländes durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Köln Nr. 23 S. 129, ausgegeben am 7. Juni 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Mai 1924 über die Genehmigung des 
22. Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891 (Ausgabe von 1912) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 25 S. 166, ausgegeben am 21. Juni 1924; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Mai 1924 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Stadt Merſeburg für die Sicherſtellung der Verſorgung der Stadt mit 
einwandfreiem Trinkwaſſer durch ihr Waſſerwerk in Röſſen durch das Amtsblatt der Regierung in 
Merſeburg Nr. 26 S. 157, ausgegeben am 28. Juni 1924 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Mai 1924 über die Verleihung des Ent— 
eignungsrechts an die Rheiniſche Elektrizitäts⸗ und Kleinbahnen⸗Aktiengeſellſchaft in Aachen für Neu- 
verlegung der Hochſpannungsleitung von Kohlſcheid nach der Grube Gewerkſchaft Carl Friedrich 
in Richterich durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Nr. 24 S. 109, ausgegeben am 
14. Juni 1924; 

8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Juni 1924 über die Verleihung des Ent- 

eignungsrechts an die evangeliſche ee Schweſſin, Kreis Köslin, für die Anlegung eines 


neuen kirchlichen Begräbnisplatzes durch das Amtsblatt der Regierung in Köslin Nr. 26 S. 147, 
ausgegeben am 28. Juni 1924; 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Juni 1924 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Pr. Oldendorf, Kreis Lübbecke, für den Bau einer Chauſſee 
von Pr. Oldendorf über das Wiehengebirge nach Einighauſen durch das Amtsblatt der Regierung 
in Minden Nr. 26 S. 102, ausgegeben am 28. Juni 1924. 


* 
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